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Niederschrift 
über die 12. Sitzung des Stadtrates Unkel am  

27.10.2020 
 

Diese Niederschrift besteht aus den Seiten 296 bis 326 
mit den Beschlüssen 146/19-24 bis 167/19-24 
 
 
Tagungsort: Center Forum 
 Unkel, Anton-Limbach-Str. 3 
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
Sitzungsende: 21:55 Uhr 

 
Die Einladung erfolgte am 16.10.2020 unter Beachtung des § 34 Abs. 3 GemO. 
 
Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer: 
 
Vorsitzender: Hausen, Gerhard 

 
Stadtrat Unkel Conrad, Ludwig 
 Efferoth, Christian 
 Euskirchen, Wilfried 
 Dr. Gallant, Katharina 
 Haller, Michael 
 Haller, Susanne 
 Küpper, Günter 
 Laschefski, Christiane 
 Mönch, Manfred 
 Müller, Heinz-Peter 
 Mußhoff, Alfons 
 Naaß, Volker 
 Plöger, Wolfgang 
 Schmitz, Daniel 
 Schober, Georg 
 Stolte-Herdler, Claudia 
 Thomalla, Volker 
 Prof. Dr. von Keitz, Wolfgang 
 von Wülfing, Knut 
 Winkelbach, Andrea 
 Winkelbach, Markus 
 Zeise, Holger 

 
 
Schriftführerin: Conrad, Sabrina 

 
  Ferner anwesend:           Dommermuth, Helmut 
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Tagesordnung: 
 
öffentliche Sitzung: 
 
1 Einwohnerfragestunde 
2 Ergänzungswahl Ausschüsse (Vorlagen-Nr.: 441/19-24) 
3 Grundsatzbeschluss über die Einführung des wiederkehrenden Ausbaubeitra-

ges 
3.1 Beratung und Beschlussfassung über die Einführung der wiederkehrenden 

Ausbaubeiträge in der Stadt Unkel im Jahr 2020 (Grundsatzbeschluss) (Vorla-
gen-Nr.: 485/19-24) 

4 Beratung über den Entwurf einer Satzung über den wiederkehrenden Beitrag 
für Verkehrsanlagen gem. § 10 a KAG sowie Entwurf einer Verschonungssat-
zung 

4.1 Beratung und Beschlussfassung über die Satzung der Stadt Unkel über die Er-
hebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 10 a des rheinland-pfälzischen 
Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen  (Ausbaubei-
tragssatzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen -ABS wkB) vom 
(Vorlagen-Nr.: 510/19-24) 

4.2 Beratung und Beschlussfassung der Satzung der Stadt Unkel zur Verschonung 
von Abrechnungsgebieten gemäß § 14 der Satzung zur Erhebung von wieder-
kehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt Unkel 
(Vorlagen-Nr.: 511/19-24) 

5 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses der Stadt Unkel zum 31.12.2019 
und Entlastung des Stadtbürgermeisters und der Beigeordneten sowie des Bür-
germeisters der Verbandsgemeinde Unkel (Vorlagen-Nr.: 469/19-24) 

6 1. Nachtragshaushaltssatzung und 1. Nachtragshaushaltsplan der Stadt Unkel 
für das Haushaltsjahr 2020 

7 Antrag CDU-Fraktion: CO2-Bilanz 
8  Antrag CDU-Fraktion: Verlängerung der gebührenfreien Nutzung der Außen-

gastronomie 
9 Antrag der FWG-Fraktion auf Prüfung der Durchführbarkeit von digitaler Gremi-

ensitzungen 
10 Vollzug der Stellplatzablösesatzung  

- Ablöse von 3 Stellplätzen (Vorlagen-Nr.: 482/19-24) 
11 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 
11.1 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 483/19-

24) 
11.2 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 484/19-

24) 
11.2.1 Grundstücksangelegenheit 

- Entscheidung über die Zustimmung zu einer Baulast und Wegfall Stellplätze 
im Zusammenhang mit einem Bauantrag (Vorlagen-Nr.: 460/19-24) 

11.3 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 490/19-
24) 

11.4 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 494/19-
24) 

11.5 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 508/19-
24) 
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11.6 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 513/19-

24) 
12 Mitteilung über erfolgte Vergaben 
13 Vergaben 
13.1 Vergaben 

- Beauftragung von Beratungsleistungen für die Neukonzessionierungsverfah-
ren Gas und Wasser (Vorlagen-Nr.: 465/19-24) 

14 Annahme von Spenden 
14.1 Spenden (Vorlagen-Nr.: 479/19-24) 
14.2 Ergänzung Spende (Vorlagen-Nr.: 512/19-24) 
15 Mitteilungen und Anfragen 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Stadtratssitzung erneut im Center Forum Unkel. 
Er begrüßt alle Anwesenden, insbesondere die Beigeordneten Herrn Plöger, Herrn Winkel-
bach und Herrn Küpper, sowie den Experten zum Thema WKB Herrn Dommermuth und 
Frau Nitsch von der Rhein-Zeitung. 
 
Da das Center Forum in der Umgebung der größte Saal für solche Veranstaltungen ist und 
hier die aktuellen Hygienevorschriften hervorragend einzuhalten sind, ist der Vorsitzende 
Herrn Dr. Mertens vom Vorteil-Center für die Bereitstellung sehr dankbar. Der Vorsitzende 
weist weiterhin auf die geltenden Corona-Hygieneregeln hin, die in der momentanen Situa-
tion strikt einzuhalten sind. Der Kreis Neuwied befindet sich weiterhin in der Stufe ‚rot‘ und 
gilt somit als Risikogebiet. 
 
Der Vorsitzende stellt die ordnungsgemäße Einladung und Beschlussfähigkeit des Stadtra-
tes Unkel fest. 
 
Der Vorsitzende fragt, ob es Bedenken gibt, dass Herr Dommermuth beratend an der  
Sitzung teilnimmt. Es wird festgestellt, dass dies nicht der Fall ist. 
 
Somit ruft der Vorsitzende den ersten TOP auf. 
 
 
TOP 1 Einwohnerfragestunde 

 
Anfragen seitens der Zuhörer erfolgen nicht. 
 
 
TOP 2 Ergänzungswahl Ausschüsse 

 
Herr Engelbert Wallek hat sein Mandat als Mitglied im Ausschuss für Tourismus und Städ-
tepartnerschaft am 31.08.2020 niedergelegt. 
Herr Wallek war als Vertreter des Bürgervereins Unkel e.V. zum Mitglied in den Ausschuss 
berufen worden. 
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Als Nachfolger wird von Seiten des Bürgervereins Herr Alexander Lorang vorgeschlagen. 
 
 
Beschluss-Nr.: 146/19-24 
Der Stadtrat wählt Herrn Alexander Lorang als Nachfolger von Herrn Engelbert Wallek in 
den Ausschuss für Tourismus und Städtepartnerschaft der Stadt Unkel. 
 
Abstimmungsergebnis: 
21 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung 
einstimmig 
 
 
TOP 3 Grundsatzbeschluss über die Einführung des wiederkehrenden Ausbau-

beitrages 
 
TOP 
3.1 

Beratung und Beschlussfassung über die Einführung der wiederkehrenden 
Ausbaubeiträge in der Stadt Unkel im Jahr 2020 (Grundsatzbeschluss) 

 
Aufgrund des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in Verbindung mit den Vorschriften der 
Gemeindeordnung (GemO) sind die Gemeinden in Rheinland-Pfalz zur Erhebung von Stra-
ßenausbaubeiträgen verpflichtet. Soweit die Gemeindestraßen einen Ausbau – Erneue-
rung, Verbesserung, Erweiterung, Umbau – erfahren, der wiederum für Grundstückseigen-
tümer einen sogenannten Sondervorteil hervorbringt, ist die Erhebung von Beiträgen ver-
pflichtend. 
Die Ausbaubeiträge konnten bisher als Einmalbeitrag sowie auch als wiederkehrender Aus-
baubeitrag erhoben werden (KAG 1986 und 2006). 
Die Gemeinden konnten zwischen den einzelnen Beitragssystemen wählen oder aber auch 
beide Systeme nebeneinander anwenden. 
 
 
Das Land hat mit Gesetz vom 08. Mai 2020 den Einmalbeitrag für die Abrechnung von Stra-
ßenbaumaßnahmen mit Wirkung vom 07.05.2020 grundsätzlich abgeschafft und die flä-
chendeckende Einführung des wiederkehrenden Straßenausbaubeitrags beschlossen. 
Aufgrund dieser Gesetzesänderung müssen die Gemeinden und Städte die derzeit noch 
einmalige Straßenausbaubeiträge – so auch die Stadt Unkel – erheben, bei denen nur die 
Anlieger an der ausgebauten Verkehrsanlage zahlen müssen, - unter Einräumung einer 
Übergangsfrist bis zum 31.12.2023 – verpflichtend auf wiederkehrende Straßenausbaubei-
träge umstellen. 
 
Mit dieser Änderung hat ein lange andauernder Streit über eine mögliche Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge in Rheinland-Pfalz – zumindest vorerst – ein Ende gefunden. 
 
Die Stadt Unkel muss auf Grund der gesetzlichen Verpflichtung ihr Beitragssystem vom 
Einmalbeitrag auf den wiederkehrenden Straßenausbaubeitrag umstellen. Die herrschende 
Rechtsprechung (OVG Rheinland-Pfalz) lässt eine rückwirkende Einführung des wiederkeh-
renden Straßenausbaubeitrags zu. Der Umstieg auf wiederkehrende Beiträge kann bis zum 
Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Beitragspflichten zur Entrichtung einmaliger Aus-
baubeiträge erfolgen. Der Systemwechsel erfolgt durch den Erlass einer Satzung. 
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Für die mit der Umstellung verbundenen Sachverständigen- und Verwaltungskosten stellt 
die Landesregierung entsprechende Finanzhilfen für die Kommunen zur Verfügung. Pro ge-
bildeter Abrechnungseinheit wird je Einwohner ein Einmalbeitrag in Höhe von 5 Euro ge-
zahlt. Voraussetzung für diese Finanzhilfe ist, dass der Beschluss über die Satzung zur 
erstmaligen Erhebung wiederkehrender Beiträge nach dem 01.02.2020 gefasst wurde und 
die Satzung spätestens zum 01.01.2024 in Kraft tritt. 
 
Da es sich um einen Grundsatzbeschluss handelt, hat dieser Beschluss keine Auswirkung 
auf den Haushalt der Stadt Unkel. 
 
Die Thematik wird sehr ausführlich und ausgiebig im Stadtrat diskutiert. Danach wird wie 
folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 147/19-24 
Der Stadtrat beschließt, dass zurzeit gültige Beitragssystem „Einmalbeitrag“ auf „wiederkeh-
rende Straßenausbaubeiträge“ im Jahr 2020 umzustellen. 
 
Die Verwaltung wird mit der Ausarbeitung der neuen Satzung und der Anforderung der Aus-
gleichszahlung von 5 Euro pro Einwohner beauftragt. 
 
In der neuen Satzung sind insbesondere die nachfolgend aufgeführten Punkte ausführlich 
festzulegen: 
 

- Festlegung der Abrechnungsgebiete mit Begründung 
- Festlegung der Gemeindeanteile für die einzelnen Abrechnungsgebiete 
- Festlegung des Verteilungsmaßstabes/Beitragsmaßstabes 
- Bestimmung der Verschonungsregelungen 
- Festlegung der Zahlungstermine 

 
Abstimmungsergebnis: 
21 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimmen 
mit Stimmenmehrheit 
 
 
TOP 4 Beratung über den Entwurf einer Satzung über den wiederkehrenden Bei-

trag für Verkehrsanlagen gem. § 10 a KAG sowie Entwurf einer Verscho-
nungssatzung 

 
TOP 
4.1 

Beratung und Beschlussfassung über die Satzung der Stadt Unkel über die 
Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 10 a des rheinland-pfäl-
zischen Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen  
(Ausbaubeitragssatzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen -
ABS wkB) vom 

 
Der Hauptausschuss der Stadt Unkel hat in seiner Sitzung am 20.10.2020 den Empfeh-
lungsbeschluss über die Einführung des wiederkehrenden Ausbaubeitrags gefasst. Für die 
weiteren Beratungen im Stadtrat ist ein Satzungsentwurf unter Berücksichtigung folgender 
Eckpunkte zu erstellen: 

 
1. Abrechnungsgebiete Stadt Unkel 
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2. Die Gemeindeanteile sollen auf 30 % festgelegt werden. 
3. Die Verschonung soll 20 Jahre (Höchstdauer) betragen. 
4. Der wiederkehrende Beitrag für den Ausbau von Verkehrsanlagen soll jährlich nach 
den in der jeweiligen Abrechnungseinheit tatsächlich entstandenen Kosten abgerech-
net werden (A-Modell) 

 
Speziell bei der Festlegung der Abrechnungsgebiete wurde die Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichtes (OVG) Rheinland-Pfalz berücksichtigt. 
 
Dadurch werden für die Stadt Unkel drei Abrechnungsgebiete festgelegt. 
 
Das Abrechnungsgebiet stellen sich wie folgt dar: 
 

 Abrechnungseinheit 1: „Unkel-Stadtbereich“ 

 Abrechnungseinheit 2: „Unkel-Scheuren“ 

 Abrechnungseinheit 3  „Unkel-Heister“ 
 
1.  Unkel Stadtbereich 

 

Die Abrechnungseinheit „Unkel Stadtbereich“ wird im Westen durch den Rhein abgegrenzt. 

Im östlichen Verlauf bildet die zweispurige Bundesstraße 42 die Abgrenzung zu den Ab-

rechnungseinheiten Unkel Scheuren und Unkel Heister. Bei der Bundesstraße handelt es 

sich um eine stark befahrene Straße, die beidseitig nicht zum Anbau bestimmt ist. Ein wech-

selseitiger verbindender Fuß- und Straßenverkehr zwischen der Abrechnungseinheit Unkel 

Stadtbereich und den Abrechnungseinheiten Unkel Scheuren und Unkel Heister ist nicht 

gegeben. Auf einer Strecke von ca. 2.200 m kann die B 42 lediglich an 4 Stellen mit Fahr-

zeugen gequert werden (Siebengebirgsstraße; Scheurener Straße; Bruchhausener Straße 

und Linzer Straße/Sebastianstraße). Hinzu kommt eine fußläufige Querungsmöglichkeit am 

Backesweg. Diese geringe Anzahl vermag es nicht, die durch die Bundesstraße 42 entste-

hende Zäsurwirkung aufzuheben. 

 

Eine weitere Aufteilung der Abrechnungseinheit Unkel Stadtbereich ist nicht erforderlich. 

Insbesondere die im Bereich der Linzer Straße und Am hohen Weg ansässigen Gewerbe-

betriebe führen nicht dazu, dass eine weitere Aufteilung erforderlich ist. Insoweit kann fest-

gehalten werden, dass weder die in diesem Bereich  

vorhandenen Baumassen noch der Ausbauzustand der dort verlaufenden Gemeindestra-

ßen zu einer Umverteilung zu Lasten der Gewerbetreibenden führen würde. 

2.  Unkel Scheuren und Unkel Heister 

 

Die Gebiete Unkel Scheuren und Unkel Heister stellen selbständige Abrechnungseinheiten 

dar. Nach Westen werden diese beiden Abrechnungseinheiten durch die Bundesstraße 42 

zur Abrechnungseinheit Unkel Stadtbereich abgegrenzt (vgl. dazu unter 1.) 

 

Zwischen den Abrechnungseinheiten Unkel Scheuren und Unkel Heister liegt eine Außen-

bereichsfläche von ca. 1.000 m, die den räumlichen Zusammenhang, der allerdings vom 

Bundesverfassungsgericht als Grundvoraussetzung für die Bildung einer Abrechnungsein-

heit gefordert wird, entfallen lässt. 
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Auf den beigefügten Plan (Anlage 1) wird hingewiesen. 
 
Hinsichtlich der Begründung für die Einteilung der Abrechnungsgebiete wird auf die im An-
hang beigefügte Begründung (Anlage 2) verwiesen. 
 
Im Haupt-, Wirtschaftsförderungs-, Planungs- und Bauausschuss wurde vereinbart, 
dass in einem geplanten Normenkontrollverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Rheinland-Pfalz die Satzung im Hinblick auf die Bildung von drei Abrechnungs-
einheiten oder einem Abrechnungsgebiet überprüft werden soll. 
 
Gemeindeanteil: 
 
Die Gemeindeanteile sind gem. § 10 a Abs. 3 KAG für alle Abrechnungsgebiete festzulegen. 
Die Gemeindeanteile müssen in der Satzung verankert werden. Der Anteil muss dem Ver-
kehrsaufkommen entsprechen, das nicht den Beitragsschuldnern zuzurechnen ist und be-
trägt mind. 20 v. H. Durch Urteil des OVG RLP vom 09.09.2015 Az.: 6 A10447/15 hat das 
OVG klargestellt, dass bei Festlegung des Gemeindeanteils die Bildung eines Mischsatzes 
nicht zulässig ist. Bei überwiegendem Anliegerverkehr und geringem Durchgangsverkehr 
rechtfertigt sich ein Gemeindeanteil von 25 v. H. zuzüglich einem Ermessenspielraum von 
+/- 5 Prozent.  
 
Ausgehend von den v. g. Grundsätzen erfolgt die Festlegung der Gemeindeanteile wie folgt: 
 

 Abrechnungseinheit 1: „Unkel-Stadtbereich“  30 % 

 Abrechnungseinheit 2: „Unkel-Scheuren“  30 % 

 Abrechnungseinheit 3 : „Unkel-Heister“  30 % 
 
 
Beitragsmaßstab: 
 
Hier wird um 19:38 Uhr eine kleine Pause eingeschoben, da man sich über den Zuschlag je 
Vollgeschoss, ob 15 oder 20 v. H. zu erheben ist, nicht einig ist. In der Vorlage vom Haupt-
, Wirtschaftsförderungs-, Planungs- und Bauausschuss standen dort 15 v. H., hier bei der 
Vorlage für die Stadtratssitzung 20 v. H.  
 
Es wird in den einzelnen Fraktionen diskutiert, danach wird wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 148/19-24 
Beitragsmaßstab: 
Beim Vollgeschossmaßstab wird ein Zuschlag in % auf die Grundstücksfläche erhoben. Je 
Vollgeschoss wird ein Zuschlag von 15 v. H. zu erheben sein.  
 
Abstimmung: 
15 Ja-Stimmen 
6 Nein-Stimmen 
1 Enthaltung 
Mit Stimmenmehrheit 
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Weiterhin wird über die Abrechnungsgebiete/-einheiten diskutiert.  
Der Vorsitzende nutzt hier die Gelegenheit um auch noch offene Frage zum Thema WKB 
und Straßenausbau von Ratsmitglied Georg Schober zu beantworten: 
 
Frage/Bitte um eine Beispielrechnung anhand letzter Straßenausbaumaßnahmen: 
- einmal mit Abrechnung nach Einmalbeiträgen und einmal nach WKB  
- beides nur für die direkten Anlieger dieser Straße 
zum Beispiel, da es eine aktuellere Maßnahme ist, anhand der St. Pantaleonstraße  
 

Antwort:  
Beispielrechnung anhand der Straßenbaumaßnahme St. Pantaleonstraße: 
 

Einmalbeitrag Wiederkehrender Beitrag 

Baukosten 305.406,23 € Baukosten 976.000 € 

abzgl. Gemeinde-
anteil 45 %  

137.432,80 € abzgl. Gemeinde-
anteil 30 % 

292.800 € 

Beitragsfähiger 
Aufwand 

167.973,43 € Beitragsfähiger 
Aufwand 

683.000 € 

Gesamte beitrags-
pflichtige Fläche 

8.858,57 m² Gesamte bei-
tragspflichtige 
Fläche 

829.200 m² 

167.973,43 € : 
8.858,57 m² 

Beitrags-
satz       18,961687 
€/m² 

683.000 € : 
829.200 m²  

Beitrags-
satz           0,82 €/m² 

Beitragspflichtige 
Grundstücksfläche 
330 m² x 
18,961687 €/m² 

 
 
6.257,36 € 

Beitragspflichtige 
Grundstücksflä-
che 330 m² x 0,82 
€/m² 

 
 
270,60 € 

 
Es können daher 23 Jahre lang wKB gezahlt werden, bis der Einmalbeitrag erreicht ist. 
(Hinweis: die Maßnahme St. Pantaleonstraße wurde bereits Ende 2019 per Ablöseverträge 
abgerechnet). 
Die Zahlen zum wkB stellen nur vorläufige bzw. geschätzte Zahlen dar und begründen kei-
nen Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit. 
 
Frage: wird bei der Abrechnung nach WKB auch die Deutsche Bahn als Anlieger  
abgerechnet? 
 
Antwort: 
Schienenwege der Deutschen Bahn sind keine Erschließungsanlagen im Sinne des Bauge-
setzbuches (BauGB) und unterliegen daher auch nicht der Beitragspflicht nach dem Kom-
munalabgabengesetz (KAG), hier dem wkB. 
Das durch die Siebengebirgsstraße erschlossene ehem. Bahnhofsgebäude ist entspre-
chend beitragspflichtig. 
 
 
Frage: Sind die drei großen Straßen, Kamenerstr., Honneferstr. und Sebastianstr. als nor-
male Gemeindestrassen klassifiziert und somit nach WKB abrechnungsfähig? 
 
Antwort: Ja! 
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Frage: Worin liegen für die Bürger und die Stadt Vor- und oder Nachteile bei der Aufteilung 
in drei Abrechnungsgebiete oder nur in eines? 
 
Antwort: 
Ein Abrechnungsgebiet: 
 

- Größerer Verteilungsmaßstab (größere beitragspflichtige Fläche) 
- Beim Ausbau von Verkehrsanlagen (egal ob im Stadtbereich, in Scheuren oder He-

ister) werden alle Grundstückseigentümer in der Abrechnungseinheit belastet 
- Stadt Unkel geht mit den stadteigenen Grundstücken bei allen Maßnahmen (auch 

in Scheuren oder Heister) mit in die Verteilung ein 
 
Drei Abrechnungsgebiete: 
 

- Nur die Grundstückseigentümer in der jeweiligen Abrechnungseinheit/Stadtteil  
zahlen für die geplante Maßnahme wkB 

- Erfolgt keine Maßnahme in der jeweiligen Abrechnungseinheit, wird auch kein wkB 
gezahlt 

- Stadt Unkel geht nur mit den stadteigenen Grundstücken in der jeweiligen Abrech-
nungseinheit in die Verteilung mit ein 

 
Frage: Welche Straßen sind evtl. in den nächsten Jahren fällig? 
 
Antwort: 
Die entsprechenden Straßen sind in dem Konzept/Information zur Einführung des wieder-
kehrenden Beitrages bereits dargestellt: 
 
Siebengebirgsstraße 
Merowinger Straße (Gehweganlage) 2021 
Graf-Blumenthal-Straße (Gehweganlage) 2021 
Honnefer Straße (Straßenbeleuchtung) 2021 
 
Für die Folgejahre liegen keine weiteren Informationen bzw. Mittelanmeldungen vor. 
 
Frage: Wie ist der Anteil der Gemeindegrundstücke in den drei Stadtteilen? 
 
Antwort: 
Stadtbereich Unkel          rd. 38.000 m² 
Unkel-Heister                   rd.   2.500 m² 
Unkel-Scheuren              ------------- (Berechnung lag bis zur Sitzung nicht vor) 
 

 
Es wird weiter diskutiert, danach wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 149/19-24 
Der Stadtrat der Stadt Unkel beschließt 
 

1. die beigefügte Satzung der Stadt Unkel, mit der Zuschlags-Änderung von 15 v. H. je 
Vollgeschoss, über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 10 a des 
rheinland-pfälzischen Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 
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(Ausbaubeitragssatzung zur Erhebung von wiederkehrende Beiträgen –ABS wkB) 
rückwirkend zum 01.01.2020. 

2. die vorgeschlagene Abrechnungsgebiete 
3. die vorgeschlagenen Gemeindeanteile der einzelnen Abrechnungsgebiete 

 
Abstimmungsergebnis: 
16 Ja-Stimmen 
6 Enthaltungen 
einstimmig 
 
 
TOP 
4.2 

Beratung und Beschlussfassung der Satzung der Stadt Unkel zur Verscho-
nung von Abrechnungsgebieten gemäß § 14 der Satzung zur Erhebung von 
wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen der Stadt 
Unkel 

 
Gem. § 10 a Abs. 5 KAG können die Gemeinden Überleitungsregelungen für die Fälle tref-
fen, in denen Erschließungsbeiträge, Ausbaubeiträge oder Ausgleichsbeiträge nach dem 
Baugesetzbuch (BauGB) oder Kosten der erstmaligen Herstellung aufgrund von Verträgen 
zu leisten sind. 
Die Überleitungsregelungen sollen vorsehen, dass die betroffenen Grundstücke für einen 
Zeitraum von höchstens 20 Jahren seit der Entstehung des Beitragsanspruchs bei der Er-
mittlung des wiederkehrenden Beitrags nicht berücksichtigt und auch nicht beitragspflichtig 
werden. Bei der Bestimmung des Zeitraums nach Satz 3 sollen die übliche Nutzungsdauer 
der Verkehrsanlagen und der Umfang der einmaligen Belastung berücksichtigt werden. 
 
Die Verschonung kann bei ausgebauten Straßen auf mehrere Arten gestaltet werden. So 
kann die Verschonung einheitlich nach Jahren festgelegt werden, gesplittet nach Jahren auf 
die jeweilige ausgebaute Teileinrichtung der Verkehrsanlage oder nach den tatsächlich ge-
leisteten Beitragssätzen pro m² gewichtete Fläche. 
 
Da in der Ortsgemeinde in den vergangenen Jahren mehrere Verkehrsanlagen mit unter-
schiedlichen Beitragssätzen ausgebaut wurden, schlägt die Verwaltung eine Verschonung 
nach Beitragssätzen vor. 
 
Diese Verschonungsregelung sieht wie folgt aus: 
 

- EUR 0,01 bis 1,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  – 1 Jahre 

- EUR 1,01 bis 2,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  –  2 Jahre 

- EUR 2,01 bis 3,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  – 3 Jahre 

- EUR 3,01 bis 4,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  –  4 Jahre 

- EUR 4,01 bis 5,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  5 Jahre 

- EUR 5,01 bis 6,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  –  6 Jahre 

- EUR 6,01 bis 7,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  –  7 Jahre 

- EUR 7,01 bis 8,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  – 8 Jahre 

- EUR 8,01 bis 9,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  9 Jahre 

- EUR 9,01 bis 10,00/m² gewichtete Grundstücksfläche   –  10 Jahre 

- EUR 10,01 bis 11,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  11 Jahre 

- EUR 11,01 bis 12,00/m² gewichtete Grundstücksfläche  –  12 Jahre 

- EUR 12,01 bis 13,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  13 Jahre 
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- EUR 13,01 bis 14,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  14 Jahre 

- EUR 14,01 bis 15,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  15 Jahre 

- EUR 15,01 bis 16,00/m² gewichtete Grundstücksfläche – 16 Jahre 

- EUR 16,01 bis 17,00/m²  gewichtete Grundstücksfläche –  17 Jahre 

- EUR 17,01 bis 18,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  18 Jahre 

- EUR 18,01 bis 19,00/m² gewichtete Grundstücksfläche –  19 Jahre 

- mehr als EUR 19,01/m² gewichtete Grundstücksfläche - 20 Jahre 

 
Die v. g. Regelung gilt ebenfalls für die Grundstücke, die in einem förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet zu Ausgleichsbeiträgen herangezogen wurden. 
 
Bei Erschließung beträgt die Verschonung grundsätzlich 20 Jahre. 
 
Beschluss-Nr.: 150/19-24 
Der Stadtrat der Stadt Unkel beschließt die beigefügte Satzung zur Verschonung von Ab-
rechnungsgebieten gem. § 14 der Ausbaubeitragssatzung „wiederkehrende Beiträge“. 
 
Abstimmungsergebnis: 
21 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Daniel Schmitz 
 
Es gibt dann um 20:11 Uhr eine kleine Unterbrechung, da der Experte zum WKB, Herr Dom-
mermuth, sowie Ratsmitglied Michael Haller und die Presse die Sitzung verlassen. Dafür 
stößt zu diesem Zeitpunkt Ratsmitglied Alfons Mußhoff zur Sitzung hinzu. 
 
 
TOP 5 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses der Stadt Unkel zum 

31.12.2019 und Entlastung des Stadtbürgermeisters und der Beigeordne-
ten sowie des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Unkel 

 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass er und der 1. Beigeordnete Wolfgang Plöger an der 

Beratung und Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt nicht teilnehmen dürfen. 

Nach der Verwaltungsvorschrift Nr. 4 Satz 2 zu § 114 GemO führt dann das an Lebensjah-

ren älteste Ratsmitglied den Vorsitz im Stadtrat. Der Vorsitzende stellt fest, dass Ratsmit-

glied Günter Küpper das an Lebensjahren älteste Ratsmitglied ist, dieser aber befangen ist 

und daher den Vorsitz nicht führen darf. Somit bittet der Vorsitzende, das zweit-älteste 

Ratsmitglied, Herrn Ludwig Conrad, den Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt zu über-

nehmen.  
 

Stadtbürgermeister Hausen, 1. Beigeordneter Wolfgang Plöger, sowie die Beigeordneten 

Günter Küpper und Markus Winkelbach verlassen den Beratungstisch.  

Ratsmitglied Ludwig Conrad übernimmt den Vorsitz und übergibt das Wort an den Vorsit-

zenden des Rechnungsprüfungsausschusses Christian Efferoth. Herr Efferoth berichtet 

über den Verlauf der Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 01.10.2020 und 

verliest insbesondere die Seiten 19-21.  
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Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 sowie der Anlagen zum  

Jahresabschluss der Stadt Unkel gem. § 112 GemO.  

- Bilanz zum 31.12.2019 (§ 47 GemHVO)  

- Ergebnisrechnung bzw. Teilergebnisrechnungen 2019 (§§ 44, 46 GemHVO)  

- Finanzrechnung bzw. Teilfinanzrechnungen 2019 (§§ 45, 46 GemHVO)  

- Anhang für das Haushaltsjahr 2019 (§ 48 GemHVO)  

- Rechenschaftsbericht (§ 49 GemHVO)  

- Beteiligungsberichte (§ 90 Abs. 2 GemO) 

- Anlagenübersicht (§ 50 GemHVO)  

- Forderungsübersicht (§ 51 GemHVO)  

- Verbindlichkeitenübersicht (§ 52 GemHVO)  

- Übersicht über die über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden  

Haushaltsermächtigungen (§ 53 GemHVO)  

- Wirtschaftliche Grundlagen der Stadt 

 
Nachdem keine Fragen mehr offen sind, wird wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 151/19-24 
Der Stadtrat beschließt auf Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses, den Jahresab-
schluss zum 31.12.2019 in der vorliegenden Form sowie die Bilanzsumme in Aktiva und Passiva 
auf 19.628.083,85 EUR festzustellen 
 

Abstimmungsergebnis: 
18 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahmen nicht teil: 
Herr Gerhard Hausen 
Herr Günter Küpper 
Herr Wolfgang Plöger 
Herr Markus Winkelbach 
 
Beschluss-Nr.: 152/19-24 
Des Weiteren beschließt der Stadtrat auf Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses, 
dem Stadtbürgermeister und den Beigeordneten der Stadt Unkel sowie dem Bürgermeister 
der Verbandsgemeinde Unkel gemäß § 114 GemO, Entlastung zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
18 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahmen nicht teil: 
Herr Gerhard Hausen 
Herr Günter Küpper 
Herr Wolfgang Plöger 
Herr Markus Winkelbach 
 
Der Vorsitzende dankt nochmal herzlich dem Rechnungsprüfungsausschuss für seine 
Arbeit. 
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TOP 6 1. Nachtragshaushaltssatzung und 1. Nachtragshaushaltsplan der Stadt 

Unkel für das Haushaltsjahr 2020 
 
Der Vorsitzende beantwortet zunächst eine Frage von Ratsmitglied Alfons Mußhoff: 
Es geht um den § 2 ‚Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite‘ und die Frage, warum es 
keine zinslosen Kredite gibt und zum anderen, wie sich die Erhöhung der verzinsten Kredite 
erklärt. Der Vorsitzende gibt folgende Antwort: ‚Zinslose Darlehen oder Darlehen mit Nega-
tivzinsen gibt es momentan nur im Bereich der Liquiditätskredite und nicht bei Investitions-
krediten. Liquiditätskredite werden jedoch ausschließlich im Rahmen der Einheitskasse bei 
der Verbandsgemeinde aufgenommen. Die Erhöhung des Investitionskreditbedarfs ergibt 
sich aus den im Vorbericht (Seite 8 oben) dargestellten Veränderungen im investiven Be-
reich.‘ 
 
Herr Mußhoff dankt für die Antwort, wobei seine Frage damit nicht beantwortet wurde. Er 
versteht nicht, wie sich die Zahlen in der Tabelle unter dem § 2 ‚Gesamtbetrag der vorge-
sehenen Kredite‘ zusammensetzen. 
 

 
 

Er fragt an, wie aus 0,00€ + 1.136.100,00€ = 632.250,00€ oder auch 0,00€ + 1.143.000,00 
= 659.500,00€ werden kann und ob das richtig ist. Die Anfrage wird im Protokoll aufgenom-
men und der Vorsitzende wird dies prüfen lassen. 
 
Danach berichtet der Vorsitzende weiter über den Ergebnis- und Finanzhaushalt (S. 3), so-
wie insbesondere über Veränderungen im investiven und konsumtiven Bereich (S. 8). 
 
Nachdem keine Fragen mehr bestehen wir wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 153/19-24 
Der Stadtrat Unkel beschließt die Annahme der 1. Nachtragshaushaltssatzung und des 1. 
Nachtragshaushaltsplans der Stadt Unkel für das Haushaltsjahr 2020. 
 
Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
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TOP 7 Antrag CDU-Fraktion: CO2-Bilanz 
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Herr Mußhoff erklärt und erläutert den Beitrag noch einmal genau. Nachdem diskutiert wird, 
ob der Antrag nicht besser in den Verbandsgemeinde-Rat Unkel gestellt werden soll, wird 
wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 154/19-24 
Der Rat der Stadt Unkel bittet die Verwaltung, eine CO2-Bilanz für die Liegenschaften der 
Stadt Unkel sowie ein Zukunftskonzept für eine weitere CO2-Reduktion als Grundlage für 
die Investitions- und Haushaltsplanung der Stadt zu erstellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
11 Ja-Stimmen 
8 Nein-Stimmen 
3 Enthaltungen 
mit Stimmenmehrheit 
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TOP 8 Antrag CDU-Fraktion: Verlängerung der gebührenfreien Nutzung der  

Außengastronomie 
 

 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass die Verwaltung für die Wintermonate in  
vergleichbaren Fällen noch nie weitere Gebühren zur Sondernutzung für die Außengastro-
nomie erhoben hat. Eine neuer Antrag bzw. eine neue Genehmigung erfolgte immer erst 
wieder zum nächsten Sommer hin. 
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Das Thema wird ausgiebig besprochen, danach wird wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 155/19-24 
Der Rat der Stadt Unkel beschließt die gebührenfreie Nutzung der Flächen für die Außen-
gastronomie bis zum 31. März 2021 zu verlängern. 
Bestehende befristete Genehmigungen zur Sondernutzung für die Außengastronomie gel-
ten bis zu diesem Termin fort, ohne dass ein neuer Antrag gestellt werden muss. Zum 
Schutz ihrer Gäste hat die Gastronomie die Möglichkeit, mobile Dächer oder Wände – wie 
beispielsweise Sonnenschirme, Markisen oder Pavillons – zu installieren. 
 
Abstimmungsergebnis: 
8 Ja-Stimmen 
11 Nein-Stimmen 
3 Enthaltungen 
mit Stimmenmehrheit 
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
Der 1. Beigeordnete Herr Plöger weist aber auch nochmal darauf hin, dass es am 
03.11.2020 ein Gastronomie-Gespräch geben wird und die Stadt -wie immer- den  
Gastronomen wohlwollend gegenüber stehen wird und überall dort helfen möchte, wo sie 
nur kann. 
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TOP 9 Antrag der FWG-Fraktion auf Prüfung der Durchführbarkeit von digitaler 

Gremiensitzungen 
 
Herr Thomalla erklärt und erläutert den Antrag der FWG nochmal ausführlich. 
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Der Vorsitzende teilt mit, dass er auf der letzten Bürgermeisterbesprechung das Thema 
‚digitale Gremiensitzungen‘ angesprochen hat und dass sich in der Verbandsgemeinde kein 
Ortsbürgermeister dafür ausgesprochen hat. Es waren sich alle einig, dass eine Präsenz 
bei Sitzungen sehr wichtig ist und sich in der Umgebung genügend große Räume befinden, 
wo man Sitzungen auch unter Beachtung der Hygienevorschriften abhalten kann.  
Die einzige Ausnahme im Kreis ist der Verbandsgemeinderat in Asbach, der seine  
Sitzungen in Krisenzeiten auch digital durchführt. 
 
Der Vorsitzende verliest hierzu zudem die Stellungnahme der Verwaltung: 
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Nach reichlicher Diskussion wird dann wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 156/19-24 
Der Stadtrat beschließt, im Falle von Kontaktbeschränkungen, bedingt durch außerordent-
liche Voraussetzungen, wie z.B. die COVID-19 Pandemie, die eine reguläre Stadtrat- und 
Ausschusssitzung unmöglich machen, Video- oder Telefonkonferenzen als Medium der 
Gremienarbeit abzuhalten. Zu diesem Zweck möge die Verwaltung prüfen, welche Software 
für das Abhalten digitaler Rats- und Ausschusssitzungen am geeignetsten ist und welche 
Lizenzen dafür gegebenenfalls erworben werden müssen. Ferner ist zu prüfen, wie eine 
rechtssichere Entscheidungsfindung im Sinne der sonst üblichen Abstimmungen abgehal-
ten werden kann. 
 
Abstimmungsergebnis: 
19 Ja-Stimmen 
3 Enthaltungen 
einstimmig 
 
Danach wird die Sitzung um 21:03 Uhr für ca. 10 Minuten unterbrochen. Gemäß den  
Hygienevorschriften wird dann auch einmal komplett durchgelüftet. 
 
 
TOP 
10 

Vollzug der Stellplatzablösesatzung  
- Ablöse von 3 Stellplätzen 

 
Am 18.08.2020 hat der Ausschuss der Stadt Unkel sein Einvernehmen zu einer Nutzungs-
änderung Wohnung zu Bürofläche in der Frankfurter Str. 47 sein Einvernehmen erteilt. 
Für dieses im qualifizierten Verfahren zu behandelnde Vorhaben musste zu diesem Zeit-
punkt seitens der zuständigen Unteren Bauaufsicht der Stellplatzbedarf noch ermittelt wer-
den. Das Ergebnis liegt nun aktuell vor. Von den 10 erforderlichen Stellplätzen können 2 auf 
dem Grundstück nachgewiesen werden, 5 weitere werden über eine bereits geforderte Bau-
last auf einem Nachbargrundstück im Eigentum des Antragsstellers nachgewiesen. Für 3 
weitere Stellplätze ist eine Ablöse erforderlich. 
Die Stadt Unkel hat 1988 eine Stellplatzablösesatzung auf Basis der LBauO erlassen, die 
für den Fall, dass die Herstellung notwendiger Stellplätze nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten möglich ist, der Stadtrat seine Zustimmung zur Ablöse dieser Stellplatzver-
plfichtung geben kann. Die Mittel sind für die Bereitstellung geeigneter öffentlicher Parkein-
richtungen an geeigneter Stelle zu verwenden. 
Den diesbezüglichen Betrag hat die Stadt zuletzt Anfang 2019 auf 2.520,-€ pro Stellplatz 
angepasst festgesetzt. Im vorliegenden Fall geht es um 3 Stellplätze und mithin 7.560,-€. 
 
Beschluss-Nr.: 157/19-24 
Der Stadtrat Unkel stimmt der Ablöse von 3 notwendigen Stellplätzen für das Bauvorhaben 
Frankfurter Str. 47 „Nutzungsänderung Wohnung zu Bürofläche“ zu einem Betrag von 
2.520,-/Stellplatz zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
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TOP 
11 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
TOP 
11.1 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag § 34 BauGB  

Gemarkung:     Unkel 
Flur:      4 
Flurstück Nr.:    0018/0019 
Lage des Baugrundstücks:  Nachtigallenweg 2 
Bauvorhaben:  Aufstockung auf bestehendes Wohnge-

bäude 
     Nachtrag 1 zu 416 BA 2016 Verlängerung 

 

 
Beschluss-Nr.: 158/19-24 

Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird – soweit erforderlich erteilt.  
 

Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
 

Hinweis:  
Aufgrund der Erkenntnisse im Zusammenhang mit der schalltechnischen Untersuchung 
zum B-Plan Unkel-Süd (v. 24.06.09, Büro ISU) ist davon auszugehen, dass im Bereich der 
gesamten VG Unkel kritische Immissionswerte insbesondere für die Wohnnutzung erreicht 
werden können. Aus diesem Grund wird seitens der Stadt/Ortsgemeinde davon ausgegan-
gen, dass hier öffentlich-rechtliche Vorschriften zu beachten sind und folglich erklärt, dass 
ein Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll. 
 
 
TOP 
11.2 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauvoranfrage § 34 BauGB  

Gemarkung:     Heister 
Flur:      5 
Flurstück Nr.:    0025/0010 
Lage des Baugrundstücks:  Linzer Straße 23 
Bauvorhaben:  Wiedererrichtung einer Gewerbe-

halle 
 
Beschluss-Nr.: 159/19-24 

Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird – soweit erforderlich erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
7 Ja-Stimmen 
10 Nein-Stimmen 
4 Enthaltungen 
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mit Stimmenmehrheit 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Daniel Schmitz 
 
Die Bauvoranfrage ist somit abgelehnt. 
 
 
TOP 
11.2.1 

Grundstücksangelegenheit 
- Entscheidung über die Zustimmung zu einer Baulast und Wegfall Stell-
plätze im Zusammenhang mit einem Bauantrag 

 
Im Rahmen einer Bauvoranfrage im Bereich des Grundstückes Linzer Str. 23 strebt der 
Bauherr eine Zufahrt über den öffentlichen Parkplatz vor dem Bürgerpark an. 
Da im Zusammenhang mit der Bauvoranfrage seitens der Stadt auch eine Aussage über 
die gesicherte Erschließung zu treffen ist, muss  – vorausgehend vor der Beschlussfassung 
zur Bauvoranfrage – seitens der Stadt eine Entscheidung darüber getroffen werden, ob sie 
grundsätzlich bereit ist, eine Zufahrtsbaulast über den Parkplatz einzuräumen. 
 

- Falls ja wäre weiterhin eine Aussage dazu zu treffen, wie viele öffentliche Stellplätze sie max. bereit 
ist, für diese Zufahrtsbaulast entfallen zu lassen. 

- Falls nein, wäre eine gesicherte Erschließung nur direkt von der Linzer Straße aus möglich und diese 
dann spätestens im Rahmen des Bauantrags als tatsächlich nutzbar nachzuweisen (laut Antrag sind 
die Platzverhältnisse dort sehr beengt). 

- Bei der Entscheidung zur Einvernahme wäre dann die Erschließung als „nachzuweisen“ anzukreuzen 
sowie trotzdem über das Einvernehmen zu entscheiden. 

 
Der Bauantragsteller hat eine angemessene Ablösung der Baulast angeboten. Diese wäre 
zwischen ihm und der Stadt zu vereinbaren. 
 
Beschluss-Nr.: 160/19-24 
Der Stadtrat stimmt grundsätzlich der Einräumung einer Zufahrtsbaulast über die Parzelle 
Heister Flur 5, Nr. 32/4 zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
15 Nein-Stimmen 
6 Enthaltungen 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Daniel Schmitz 
 
Die Einräumung einer Zufahrtsbaulast ist somit abgelehnt. 
 
 
TOP 
11.3 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Hier muss noch einmal die Hausnummer überprüft werden, da in der Vorlage Nr. 1 
stand/steht, aber dort Familie Schober wohnt. 
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Bauvoranfrage § 34 BauGB  

Gemarkung:     Unkel   
Flur:      4 
Flurstück Nr.:    0336/0001 
Lage des Baugrundstücks:  Joseph-Vaassen-Straße 3 
Bauvorhaben:    Neubau einer Doppelhaushälfte 

 
Beschluss-Nr.: 161/19-24 
 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird – soweit erforderlich nicht erteilt.  
 

Das Einvernehmen zu einer Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Un-
kel-Mitte, Teil 16 wird nicht erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
20 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Georg Schober 
 
Die Bauvoranfrage ist somit abgelehnt. 
 
 
TOP 
11.4 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauvoranfrage § 34 BauGB  

Gemarkung:     Scheuren 
Flur:      5 
Flurstück Nr.:    0129/0001 
Lage des Baugrundstücks:  Scheurener Straße 21 
Bauvorhaben:    Aus- und Umbau Nebengebäude  

      (Scheune) als Wohngebäude 
 
 

 
 
Der Antrag wird zurückgestellt. Es wird nicht abgestimmt. 
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TOP 
11.5 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag § 34 BauGB  

Gemarkung:     Unkel 
Flur:      4 
Flurstück Nr.:    008/0019 
Lage des Baugrundstücks:  Nachtigallenweg 20 
Bauvorhaben:    Umbau eines Wohnhauses 
     mit Ferienwohnung, 
     Balkonerweiterung und Carport 

 
Beschluss-Nr.: 162/19-24 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird – soweit erforderlich erteilt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
 
TOP 
11.6 

Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag:     § 34 BauGB  
Gemarkung:     Scheuren 
Flur, Flurstück Nr.:    4, 1004/2 
Lage des Baugrundstücks:   Petersbergstr. 22  
Bauvorhaben:    Nutzungsänderung und Ausbau Dachgeschoss 

mit Stellplatzablöse 
 
Beschluss-Nr.: 163/19-24 
Der gewünschten Ablöse des 5ten Stellplatzes wird nicht zugestimmt.  

 

Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
 
Beschluss-Nr.: 164/19-24  
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 

 

Abstimmungsergebnis: 
2 Ja-Stimmen 
19 Nein-Stimmen  
1 Enthaltung 
mit Stimmenmehrheit 
 
Der Bauantrag und die Ablöse wird somit abgelehnt. 
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Hinweis:  
Aufgrund der Erkenntnisse im Zusammenhang mit der schalltechnischen Untersuchung 
zum B-Plan Unkel-Süd (v. 24.06.09,Büro ISU) ist davon auszugehen, dass im Bereich der 
gesamten VG Unkel kritische Immissionswerte insbesondere für die Wohnnutzung erreicht 
werden können. Aus diesem Grund wird seitens der Stadt/Ortsgemeinde davon ausgegan-
gen, dass hier öffentlich-rechtliche Vorschriften zu beachten sind und folglich erklärt, dass 
ein Genehmigungsverfahren durchgeführt werden soll. 
 
 
TOP 
12 

Mitteilung über erfolgte Vergaben 

 
Vergaben wurden nicht erteilt. 
 
 
TOP 
13 

Vergaben 

 
TOP 
13.1 

Vergaben 
- Beauftragung von Beratungsleistungen für die Neukonzessionierungs-
verfahren Gas und Wasser 

 
Der bisherige Konzessionsvertrag Gas/Wasser, der seitens der VG Unkel, der Stadt Unkel 
und den Ortsgemeinden Bruchhausen, Rheinbreitbach und Erpel mit der BHAG geschlos-
sen wurde, läuft nach 20 Jahren zum Ende 2023 aus.  
Im Vorfeld der Neukonzessionierung sind gesetzliche Fristen für Bekanntmachungen, Da-
tenbereitstellungen, etc. mit mehrjährigen Vorläufen (beginnend bereits mit der Bekannt-
machung der Interessenbekundung) zu beachten. 
 
Da Verfahren zur Neukonzessionierung sehr komplex und aufwändig sind und teils auch 
langwierige Streitigkeiten nach sich ziehen, bedienen sich Kommunen aller Größenord-
nungen regelmäßig fachjuristischer Beratung und Begleitung. 
 
Hier kommt hinzu, dass - anders als beim letzten Vertrag, wo die Medien Gas und Wasser 
in einem Vertrag geregelt wurden - es künftig zwei Verträge werden sollen. Es handelt sich 
um 2 Medien, deren Neukonzessionierung zum einen unterschiedlichen Regularien unter-
liegt und die zudem unterschiedliche Vertragspartner bedingen. Beim Gas sind wie beim 
Strom ausschließlich die 4 Kommunen als Wegeinhaber und damit Konzessionsgeber ge-
fragt. Beim Wasser hingegen sind zwar die 4 Kommunen auch die Vertragspartner bez. 
der Wegerechtseinräumung, jedoch ist die Verbandsgemeinde gem. § 67 GemO zustän-
dig für die Wasserversorgung. 
 
Bei dem letzten Neukonzessionierungsverfahren Strom hatten die Stadt Unkel sowie die 
Ortsgemeinden Rheinbreitbach und Bruchhausen mit den zugehörigen Beratungsleistun-
gen bis zum Abschluss der Konzessionsverträge die Kommunalberatung Rheinland-Pfalz 
betraut, die sich gegen Ende des Verfahrens der Unterstützung von Herrn Rechtsanwalt 
Dr. Faber bediente. Als sich nach Abschluss der Verträge noch ein Gerichtsverfahren an-
schloss, gaben die 3 Kommunen den Auftrag der Wahrnehmung ihrer Interessen an Herrn 
Dr. Faber, der die gerichtliche Auseinandersetzung für die Kommunen erfolgreich zum Ab-
schluss brachte. 
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Aufgrund der positiven Erfahrungen aus diesem Verfahren kamen der Bürgermeister, der 
Stadt- und die Ortsbürgermeister im Vorgespräch überein, das neuerliche Verfahren von 
der Kanzlei Martini Mogg Vogt (MMV-Recht) begleiten zu lassen, zu der Herr Dr. Faber als 
Ansprechpartner vor einiger Zeit gewechselt ist. Auch wurde befürwortet, die Aufteilung 
der Kosten wie (bzw. beim Wasser angelehnt an) den damaligen Schlüssel vorzunehmen. 

- beim Gas: 50% zu gleichen Teilen, 50% entsprechend dem jeweiligen Anteil an den Konzessionsab-
gaben,  

- beim Wasser: die VG 50% als für die Wasserversorgung Zuständiger und die Kommunen zu 25% zu 
gleichen Teilen und 25% entsprechend dem jeweiligen Anteil der Konzessionsabgabe. 

 
Die Honorarschätzung gestaltet sich im Voraus etwas schwierig, da der Aufwand und da-
mit die abgerechneten Kosten auch entscheidend davon abhängen, wieviele Unternehmen 
sich jeweils um die betreffende Konzession bewerben.  
Darüber hinaus gibt es zumindest bei der Gaskonzession mindestens drei Konstellationen 
und Anlässe, in denen ein beteiligtes Unternehmen Rügen erheben und ggf. gerichtlichen 
Eilrechtsschutz in Anspruch nehmen kann.  
Wiederum sind für das Neukonzessionierungsverfahren Wasser aufgrund der o.g. Rollen-
konstellation noch rechtliche Vorklärungen zu unternehmen, die im Vorfeld der förmlichen 
Ausschreibung abgeschlossen sein sollten. Abhängig von der abschließenden Klärung 
des Schwerpunkts der Vertragskonstellation, wird sich dann auch die endgültige Teilung 
der diesbezüglichen Beratungskosten gestalten. 
Vor diesem Hintergrund wird nach Rücksprache mit der Kanzlei vorgeschlagen, dass für 
jedes der beiden Verfahren zunächst ein Betrag von 15.000 EUR brutto in Ansatz ge-
bracht wird. Falls nur ein Bewerber auftritt, werden die Kosten mit hoher Wahrscheinlich-
keit geringer ausfallen; bei mehreren Bewerbern und/oder einem konfliktgeladenen Verlauf 
sind auch höhere Kosten nicht unwahrscheinlich.  
Auf Basis des o.g. Verteilungsschlüssels und Zugrundelegung des o.g. Ansatzes (in Klam-
mern der jew. Anteil an den Konzessionsabgaben) von 15.000,- pro Verfahren würden auf 
die 4 Kommunen folgende Kosten zukommen: 
 
Gas 
Bruchhausen: (5,59%) : 2.294,-  
Erpel:    (19,37%) : 3.328,-  
Rheinbreitbach:  (33,92%): 4.419,-  
Unkel:   (41,12%): 4.959,-  
 
Wasser: 
VG    (50%) : 7.500,- 
Bruchhausen: (7,22%:2) : 1.208,- 
Erpel:    (17,77%:2) : 1.604,- 
Rheinbreitbach:  (36,93%:2):  2.322,- 
Unkel:   (38,94%:2): 2.366,- 
 
Die erforderlichen Haushaltsmittel werden für das Haushaltsjahr 2021, im Doppelhaushalt 
2021/2022 der Stadt Unkel bereitgestellt.  
 
 
Beschluss-Nr.: 165/19-24 
Der Stadtrat Unkel beschließt, die Kanzlei MMV-Recht, Herrn Dr. Faber, mit den Beratungs-
leistungen zur Neuausschreibung der Gas- und Wasserkonzessionen zu beauftragen. 
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Einer Aufteilung der Beratungs- und Verfahrenskosten unter der Stadt Unkel, den Ortsge-
meinden Rheinbreitbach, Erpel und Bruchhausen (= 4 Kommunen) sowie der VG Unkel auf 
Basis der Schlüssel 

- Gas: 50% der Gesamtkosten zu gleichen Teilen auf die 4 Kommunen und 50% entsprechend dem 
Anteil der Konzessionsabgabe, 

- Wasser (vorläufig): 50% VG, 50% entsprechend dem Anteil der Konzessionsabgabe der 4 Kommunen 

wird ebenfalls zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
Einstimmig 
 
 
TOP 
14 

Annahme von Spenden 

 
TOP 
14.1 

Spenden 

 
Gem. §94 Abs. 3 Satz 5 GemO entscheidet der Stadtrat Unkel über die Annahme oder 
Vermittlung von Spenden. 
 
1. Herr Dieter Bender, Parkstraße 1, 53619 Rheinbreitbach, hat eine Spende in Höhe von 
500 Euro für die digitale Ausstattung der Grundschule Unkel überwiesen. 
 
2. Eheleute Thomas und Marianne Ruthe, Sebastianstraße 10, 53572 Unkel haben eine 
Spende in Höhe von 400 Euro für ein E-Lastenbike für den Bauhof Unkel überwiesen. 
 
3. Der Touristik und Gewerbe Unkel e.V., St. Josefstraße 10, 53572 Unkel hat eine Spende 
in Höhe von 1000 Euro für ein E-Lastenbike für den Bauhof Unkel überwiesen. 
 
4. Wolfgang Ploeger und Andrea Lips, Honnefer Straße 19, 53572 Unkel, haben eine 
Spende in Höhe von 200 Euro für ein E-Lastenbike für den Bauhof Unkel Überwiesen. 
 
Beschluss-Nr.: 166/19-24 
Der Stadtrat Unkel beschließt die Annahme der vorgenannten Spenden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
TOP 
14.2 

Ergänzung Spende 

 
Gem. § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO entscheidet der Stadtrat über die Annahme oder Vermittlung 
von Spenden. 
 
Frau Dorit Reis-Wallwitz, Bahnhofstraße 1a, 53572 Unkel hat eine Spende in Höhe von 
1300 Euro für den Abfallbehälter Frosch im Ilse-Bagel-Park überwiesen. 
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Beschluss-Nr.: 167/19-24 
Der Stadtrat beschließt die Annahme der vorgenannten Spende. 
 
Abstimmungsergebnis: 
22 Ja-Stimmen 
einstimmig 
 
 
TOP 
15 

Mitteilungen und Anfragen 

 
Fragen des Ratsmitgliedes Georg Schober 
Der Vorsitzende teilt mit, dass Ratsmitglied Georg Schober Fragen an die Stadt gestellt hat. 
Der Vorsitzende beantwortet diese wie folgt: 
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Landtagswahlen 2021 
Des Weiteren informiert der Vorsitzende die Ratsmitglieder über das Hygienekonzept für 
die Landtagswahl im Jahr 2021. Es sind einige Auflagen, die erfüllt werden müssen. Der 

-2- 

-1- 
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Vorsitzende weist z. B. darauf hin, dass in den Wahlräumen Hinweisschilder, Bodenmarkie-
rungen und Einbahnregelungen angebracht werden müssen. Handdesinfektionsmittel  
müssen beim Betreten des Wahllokals für alle Personen bereit stehen und auch der Raum 
muss regelmäßig gelüftet werden. Es gilt die grundsätzliche Maskenpflicht in Gebäuden und 
auch die Mitglieder des Wahlvorstandes sind am Wahltisch mit Gesichtsvisier oder mit 
Trennschutzscheibe zu schützen. 
Die Wahllokale in Unkel müssen geändert werden, denn sowohl der Kindergarten Scheuren 
als auch der Ratssaal im Historischen Rathaus können dafür nicht benutzt werden. Hier ist 
man noch im Findungsprozess, welche Gebäude für die Einhaltung der Hygienevorschriften 
angebracht sind. 
Alle Bürgermeister werden die Wahlberechtigten dazu aufrufen, die Briefwahl vorzuziehen. 
 
 
Die Kreisverwaltung Neuwied hat wie folgt verfügt: 
 
Baugenehmigung 
Vorhaben: Neubau Einfamilienwohnhaus + Garage 
Unkel, Heister, Flur, Flurstück: 0003-258/1 
 
 
Nachdem keine weiteren Meldungen und Anfrage vorliegen, schließt der Vorsitzende die 
Sitzung um 21:55 Uhr. 
 
 
 
 

   
Der Vorsitzende  Die Schriftführerin 

 
 

  
Herr Ludwig Conrad 
(für TOP 5) 

 

 


